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Vorblatt 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Ändei;ung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


I. Problem 

Ein Soldat, der bei Eintritt in die Bundeswehr älter als 20 Jahre 
ist, erhält bei seiner Zurruhesetzung mit 52 Jahren nidit 75 */o 
Ruhegehalt. 

Ferner wurde der Ausgleidisbetrag bei vorzeitigem Ausschei- 
den seit 1957 nicht mehr erhöht. 

Die Versorgung der Hinterbliebenen ist zur Zeit unterschiedlich 
geregelt, je nachdem, ob es sich um den Tod eines Jet-Piloten 
oder eines anderen Soldaten handelt. 


II. Lösung 

Verbesserung der Berechnung der Versorgungsbezüge, Erhö- 
hung des Ausgleichsbetrages, Gleichbehandlung aller Hinter- 
bliebenen von tödlich verunglückten Soldaten. 


III. Alternativen 

Ganze oder teilweise Zurückstellung bis zum Vorliegen eines 
Regierungsentwurfs. 


IV. Kosten 

Hierzu wird auf den Bericht des Haushaltsausschusses gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung verwiesen. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache Vl/10 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 10. Sitzung am 12. November 1969 in erster 
Lesung (behandelt und an den Verteidigungs aus- 
schuß federführend, den Innenausschuß mitberatend 
und den Haushaltsausschuß nach § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf am 27. No- 
vember 1969 und 16. April 1970, der Verteidigungs- 
ausschuß am 27. November 1969, 12. März 1970 und 
23. April 1970 beraten. Der Haushalts ausschuß wird 
seinen Bericht nach § 96 der Geschäftsordnung ge- 
sondert vorlegen, 

II. Grundsätzliches 

Der Gesetzentwurf enthält Verbesserungen der 
Versorgungsbezüge der Soldaten. Er berücksichtigt 
jedoch nicht die parallele Situation der Bundespoli- 
zeibeamten. Der Innenausschuß hat daher vorge- 
schlagen, die entspredienden Änderungen, soweit 
sie von ihm befürwortet werden, auch im Bundes- 
polizeibeamtengesetz vorzunehmen und zu einem 
„Zweiten Gesetz zur Änderung versorgungsrecht- 
Mcher Vorschriften" zusammenzufassen. Dem hat 
sich der Verteidigungsausschuß angeschlossen. 

In beiden Ausschüsen wurde die Frage erörtert, 
ob es zweckmäßiger sei, den Entwurf zu verabschie- 
den oder die von der Bundesregierung angekün- 
digte umfassendere Änderung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes abzuwarten. Da ein genauer Termin 
für die Einbringung des Regierungsentwurfs nicht 
genannt werden konnte, erschien es geboten, die 
Novellierung zumindest teilweise vorzuziehen. 


111. Zu den Ausschußbesdilüssen 

(Die nachstehend erwähnten Artikel beziehen 
sich auf die anliegende Neufassung.) 

Artikel I Nr. 1 (§ 26 SVG ) 

Der Innenausschuß hat empfohlen, die Neurege- 
lung der Berechnung des Ruhegehalts bis zu der 
von der Regierung vorbereiteten Novellierung des 
Gesetzes zurückzustellen. 

Der Verteidigungsausschuß hat sich mit dieser 
Änderung wiederholt beschäftigt. Nachdem erkenn- 
bar wurde, daß die im Entwurf vorgeschlagene Än- 
derung keine Mehrheit finden würde, haben die 
Vertreter der antragstellenden Fraktion eine geän- 
derte Fassung vorgeschlagen. Sie dient demselben 
Ziel, die Ruhegehälter der wegen Erreichens der 
besonderen Altersgrenze in den Ruhestand treten- 
den Soldaten zu verbessern, legt dafür aber einen 
anderen Berechnungsmodus zugrunde. Die geänderte 
Fassung wurde bei zahlreichen Enthaltungen ange- 
nommen. 

Artikel I Nr. 2 (§ 38 SVG) und Artikel II 

Der Verteidigungsausschuß hatte eine Erhöhung 
des Ausgleichsbetrages zunächst bei Stimmengleich- 
heit abgelehnt. Die Vertreter der SPD-Fraktion be- 
jahten zwar die Notwendigkeit, die Äusgleichsbe- 
träge zu erhöhen, wünschten aber eine differenzier- 
tere Neuregelung. Auf Vorschlag des Innenaus- 
schusses beschloß der Verteidigungsausschuß aber 
später einstimmig die vorgesehene Erhöhung für 
Soldaten und Polizeibeamte. 
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In dem ursprünglidien Entwurf war audi eine Än- des § 63 des Soldatenversorgungsgesetzes möglich 

derung des § 63 SVG — einmalige Unfallentsdiädi- madit. Dieser Vorschlag soll beinhalten, daß die 

gung für besonders gefährdete Soldaten — vorge- Hinterbliebenen aller tödlich verunglückten Sol- 
sehen. Die Vertreter der CDU/CSU-Fraktion ver- daten eine gleich hohe Unfallentschädigung er- 
halten. 

Die Kriterien in Artikel I Nr. 3 des Entwurfs eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes (Drucksache WlO) sollen über- 
beten, bis zum 15. Oktober 1970 einen Vorschlag nommen werden ohne eine Begrenzung des Per- 
zu unterbreiten, der eine umfassende Änderung sonenkreises. 


Bonn, den 30. April 1970 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache WlO — in der an- 
liegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. April 1970 


Der Verteidigungsaussdiuß 

Dr. Zimmermann Haase (Kellinghusen) 
Vorsitzender Berichterstatter 


zichteten jedoch auf eine Beschlußfassung. Statt des- 
sen wurde folgender Entschließungsantrag ange- 
nommen: 

Der Bundesminister der Verteidigung wird ge- 
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Drucksadle VI/745 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung versorgungsrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (7. BesÄndG) vom 15. April 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 339) wird wie folgt geändert: 

1. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird für die 
Berufssoldaten angehoben, die wegen Erreichung 
der allgemeinen Altersgrenze nach § 44 Abs. 1 
in Verbindung mit § 45 Abs. 1 des Soldatenge- 
setzes oder wegen Überschreitens der für ihren 
Dienstgrad festgesetzten besonderen Alters- 
grenze nach § 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 
Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 des Soldatengesetzes in den 
Ruhestand treten. Die Erhöhung beträgt bei Ein- 
tritt in den Ruhestand nach Vollendung des 52. 
Lebensjahres zehn vom Hundert der ruhegehalts- 
fähigen Dienstbezüge und vermindert sich bei 
späterem Eintritt in den Ruhestand mit jedem 
weiteren vollendeten Lebensjahr um eins vom 
Hundert der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge. 
Das Ruhegehalt darf 75 vom Hundert der ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen." 

2. In § 38 Satz 1 wird das Wort „achttausend" 
durch das Wort „zwölf tausend" ersetzt. 


Artikel 2 

Das Bundespoläzeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch das Sie- 
bente Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungs- 
gesetzes (7. BesÄndG) vom 15. April 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 339) wird wie folgt geändert: 

In § 5 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „achttausend" 
durch das Wort „zwölftausend" ersetzt. 

Artikel 3 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (7. BesÄndG) vom 15. April 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 339) wird wie folgt geändert: 
In § 103 wird das Wort „achttausend" durch das 
Wort „zwölftausend" ersetzt. 

Artikel 4 

Artikel 2 und 3 dieses Gesetzes gelten nach Maß- 
gabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 1970 
in Kraft. 
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